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Verwaltungsgericht Hamburg 

Urteil 

Im Namen des Volkes 

In der Verwaltungsrechtssache 

1. 

An Verkündungs 
statt zugestellt. 

2. 

3. 

4. 

5. 

g, 

- Kläger - 

Prozessbevollmächtigte: 
zu 2-3; 5: Daniel Kaufmann, Anna-Lena Büchler, Insa Graefe, Heiko 
Habbe, 
Kirchliche Hilfestelle für Flüchtlinge, 
c/o  Fluchtpunkt, 
Eifflerstraße 3, 
22769 Hamburg, 
- 980/16 - , 
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gegen 

die Bundesrepublik Deutschland, vertreten durch das 
Bundesministerium des Innern und für Heimat 
dieses vertreten durch den Präsidenten des 
Bundesamtes für Migration und Flüchtlinge, 
Sachsenstraße 12 + 14, 
20097 Hamburg, 
- 6948289-2-1-170 - , 

- Beklagte - 

hat das Verwaltungsgericht Hamburg, Kammer 21, aufgrund der mündlichen Verhandlung 
vom 15. Juni 2022 durch 

die Richterin  Dr.  Gößmann als Berichterstatterin 

für Recht erkannt:  

Soweit die Klage für die Klägerin zu 3) zurückgenommen worden ist, wird das Verfahren 

eingestellt. 

Im Übrigen wird der Bescheid vom 6. Oktober 2016 betreffend die Klägerin zu 2) aufgeho-

ben. 

Gerichtskosten werden nicht erhoben. 

Die außergerichtlichen Kosten der Kläger zu 3) bis 5) tragen diese selbst. Die außergericht-

lichen Kosten der Klägerin zu 2) trägt die Beklagte. Die außergerichtlichen Kosten der Be-

klagten trägt diese zu 1/4, die Kläger zu 3) bis 5) jeweils zu 1/4. 

Das Urteil ist wegen der Kosten vorläufig vollstreckbar. 

Der jeweilige Vollstreckungsschuldner kann die Vollstreckung durch Sicherheitsleistung in 

Höhe der festzusetzenden Kosten abwenden, wenn nicht der jeweilige Vollstreckungsgläu-

biger vor der Vollstreckung Sicherheit in Höhe des zu vollstreckenden Betrages leistet. 

3 



3 

Rechtsmittelbelehrung:  

Innerhalb eines Monats nach Zustellung kann gegen dieses Urteil die Zulassung der Berufung beantragt wer-
den. 

Der Antrag ist bei dem Verwaltungsgericht Hamburg, Lübeckertordamm 4, 20099 Hamburg, zu stellen. Er muss 
das angefochtene Urteil bezeichnen. In dem Antrag sind die Gründe, aus denen die Berufung zuzulassen ist, 
darzulegen. 

Die Berufung ist nur zuzulassen, 

wenn die Rechtssache grundsätzliche Bedeutung hat oder 

wenn das Urteil von einer Entscheidung des Oberverwaltungsgerichts, des Bundesverwaltungsgerichts, 
des Gemeinsamen Senats der obersten Gerichtshöfe des Bundes oder des Bundesverfassungsgerichts 
abweicht und auf dieser Abweichung beruht oder 

wenn ein in § 138 VwGO bezeichneter Verfahrensmangel geltend gemacht wird und vorliegt. 

Vor dem Hamburgischen Oberverwaltungsgericht müssen sich die Beteiligten, außer im Prozesskostenhilfever-
fahren, durch Prozessbevollmächtigte vertreten lassen. Dies gilt auch für Prozesshandlungen, durch die ein 
Verfahren vor dem Hamburgischen Oberverwaltungsgericht eingeleitet wird. Als Bevollmächtigte sind Rechts-
anwälte oder Rechtslehrer an einer der in § 67 Abs. 2 Satz 1 VwGO genannten Hochschulen mit Befähigung 
zum Richteramt zugelassen. Ferner sind die in § 67 Abs. 2 Satz 2 Nr. 3 bis 7 VwGO bezeichneten Personen 
und Organisationen als Bevollmächtigte zugelassen. Ergänzend wird wegen der weiteren Einzelheiten auf § 67 
Abs. 2 Satz 3, Abs. 4 und Abs. 5 VwGO verwiesen. 

Tatbestand 

Die Klägerin zu 2) wendet sich nach Rücknahme der Klage für die übrigen Kläger gegen 

die Ablehnung ihres als Folgeantrag verstandenen Asylbegehrens als unzulässig und be-

gehrt hilfsweise die Feststellung von Abschiebungsverboten. 

Die Kläger sind serbische Staatsangehörige, vom Volke der  Roma  sowie christlich-ortho-

doxen Glaubens und haben bereits unter dem Aktenzeichen 5601254-170 Asylanträge in 

der Bundesrepublik Deutschland gestellt. Diese Asylanträge wurden hinsichtlich der Kläger 

zu 3) bis 5) am 24. Januar 2013 und bezüglich der Kläger zu 1) und 2) am 7. August 2013 

unanfechtbar abgelehnt. Den Klägern wurde die Abschiebung nach Serbien angedroht. 

Am 28. September 2016 stellten die Kläger einen Antrag auf Durchführung eines weiteren 

Asylverfahrens. Die Begründung erfolgte schriftlich am selben Tag. Die Kläger trugen vor, 

aufgrund von Schulden ihr Haus verloren zu haben. 

Mit Bescheid vom 6. Oktober 2016 lehnte die Beklagte die Anträge der Kläger als unzuläs-

sig ab und lehnte auch die Anträge auf Abänderung des Bescheides vom 14. Januar 2013 
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bezüglich der Feststellung zu § 60 Abs. 5 und Abs. 7 AufenthG ab. Das gesetzliche Ein-

reise- und Aufenthaltsverbot gemäß § 11 Abs. 1 AufenthG wurde auf 30 Monate ab dem 

Tag der Abschiebung befristet. Zur Begründung führte sie im Wesentlichen aus, die Vo-

raussetzungen des § 51 VwVfG für die Durchführung eines weiteren Asylverfahrens lägen 

nicht vor. Aufgrund des nahezu identischen Sachvortrages im Rahmen des Asylerstverfah-

rens der Kläger sei festzustellen, dass die Kläger ihre Heimat Serbien erneut offensichtlich 

unverfolgt verlassen hätten. Aus dem Sachvortrag sei weder eine flüchtlingsrechtlich rele-

vante Verfolgungshandlung, noch ein flüchtlingsrechtlich relevantes Anknüpfungsmerkmal 

ersichtlich. Es sei lediglich vorgetragen worden, aufgrund von Schulden das Haus in Ser-

bien verloren zu haben. Allein auch aufgrund der Zugehörigkeit zu der Volksgruppe der 

Roma  oder aus sonstigen individuellen Gründen hätten die Kläger Verfolgungsmaßnahmen 

bei einer Rückkehr nach Serbien nicht zu befürchten. Nachfluchtgründe seien nicht vorge-

tragen und auch nicht ersichtlich. Die Voraussetzungen für ein Wiederaufgreifen zu § 60 

Abs. 5 und 7 AufenthG seien ebenfalls nicht gegeben. Eine allgemein schwierige soziale 

und wirtschaftliche Lage begründe kein Abschiebungsverbot. Sie müsse und könne von 

den Klägern ebenso wie von vielen ihrer Landsleute ggf. unter Aufbietung entsprechender 

Aktivitäten bewältigt werden. Eine Rückkehr sei den Klägern auch zumutbar. Des weiteren 

seien die Kläger zu 1) und 2) mittleren Alters, gesund und erwerbsfähig. Somit bestünden 

keine Anhaltspunkte dafür, dass sie nicht im Stande sein werden, bei einer Rückkehr nach 

Serbien eine zumindest existenzsichernde Grundlage zu schaffen. Für die weitere Begrün-

dung wird auf die Gründe des angefochtenen Bescheides verwiesen. 

Am 26. Oktober 2016 haben die Kläger Klage erhoben. Zur Begründung verweisen sie auf 

ihr Vorbringen im Verwaltungsverfahren und tragen ergänzend vor, die Klägerin zu 2) be-

nötige ärztliche Behandlung aufgrund eines Nierenleidens. Sie hätten im Heimatland große 

Probleme. Der Ehemann der Klägerin zu 2) könne umgebracht werden, außerdem bestehe 

eine Diskriminierung. Die Klägerin zu 2) und ihre Tochter könnten vergewaltigt werden. Die 

Kinder kämen jeden zweiten Tag blutig nach Hause. 

Die Klägerin zu 2) sei in Mazedonien geboren worden. Nachdem ihre Mutter verstorben sei, 

als sie vier Jahre alt gewesen sei, sei sie in ein serbisches Kinderheim gekommen. Das 

Kinderheim habe sie mit sieben Jahren in eine serbische Pflegefamilie vermittelt. Diese 

habe dem Volk der  Roma  angehört und dort sei sie immer wieder geschlagen worden und 

habe auf dem Feld arbeiten müssen. Nachdem die Klägerin zu 2) 13 Jahre alt geworden 

sei, habe sich der Pflegevater entschlossen, sie mit seinem Neffen, dem Kläger zu 1), zu 

verheiraten. Aus Angst vor der Zwangsehe sei die Klägerin zu 2) von ihrer Pflegefamilie 
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geflohen, die Polizei habe sie jedoch gegen ihren Willen zurück zu der Familie gebracht. 

Nach ihrer Rückkehr sei sie von der Familie hart körperlich bestraft und schlussendlich 

zwangsweise mit dem Kläger zu 1) verheiratet worden. Nach der Hochzeit habe die Kläge-

rin zu 2) zu der Familie des Klägers zu 1) ziehen müssen, wo sich ihr Leidensweg fortge-

setzt habe. Die Schwiegereltern hätten sie täglich beschimpft und sie nahezu jeden Tag 

geschlagen. Nicht selten sei es auch vorgekommen, dass die Klägerin zu 2) so verprügelt 

worden sei, dass sie sich nicht mehr habe bewegen können. Die Klägerin zu 2) habe weiter 

auf dem Feld arbeiten und sämtliche Einnahmen bei ihren Schwiegereltern, welche nicht 

gearbeitet hätten, abgeben müssen. Durch ihren Mann habe die Klägerin zu 2) auch täglich 

sexualisierte Gewalt bis hin zu Vergewaltigungen erleben müssen. Schließlich sei die Klä-

gerin zu 2) schwanger geworden und habe mit den Jahren drei Kinder bekommen. Durch 

die Geburt der Kinder habe sich ihre Lage jedoch nicht verbessert. Zwar sei sie nun nicht 

mehr zur Feldarbeit gezwungen worden, doch die Beleidigungen, Schläge urid Vergewalti-

gungen hätten nicht abgenommen. Auch die Kinder hätten Gewalt erfahren müssen, insbe-

sondere wenn sie versucht hätten, ihre Mutter vor Schlägen oder Vergewaltigungen zu 

schützen. Nachdem die Klägerin zu 2) im Jahr 2015 so heftig zusammengeschlagen wor-

den sei, dass sie nur noch reglos dagelegen haben, habe ihr ihre älteste Tochter, die Klä-

gerin zu 3), erneut zur Flucht verholfen. 

Sie habe bei einem Maler Unterschlupf gefunden, den sie über ihre Arbeit als Putzfrau ken-

nengelernt habe. Auch dieser sei gewalttätig geworden und schlussendlich habe sie der 

Polizei von ihrem Schicksal berichtet. Dazu habe die Polizei gesagt, sie werde mit dem 

Mann sprechen und die Klägerin solle zu ihm zurückgehen. Sie solle lieber zu dem Mann 

gehen, da sie sonst niemand habe. 

Nachdem der Mann die Klägerin zu 2) wieder zu sich nach Hause geholt habe, habe er 

gleich wieder begonnen, sie zu schlagen und die Polizei habe nichts unternommen. Die 

Klägerin zu 2) und ihre Kinder hätten keinerlei Schutzmöglichkeit gefunden. Es gebe für sie 

kein Schutz-oder Frauenhaus, indem sie mit ihren Kindern auch nur vorübergehend unter-

kommen könne. Da die Klägerin zu 2) sich sehr um ihre Kinder sorge und diese sie auch 

angefleht hätten, sie nicht wieder alleine zu lassen, habe sie aus ihrer Ausweglosigkeit her-

aus beschlossen, zu ihrem Mann zurückzukehren. Die Schwiegereltern hätten die Klägerin 

zu 2) aber nicht mehr in das Haus zurückgelassen, weshalb der Mann sich eine Wohnung 

genommen habe, in die die Mutter mit den Kindern hätte einziehen müssen. In dieser Woh-

nung hätten sie einen Monat gelebt. In diesem Monat habe der Kläger zu 1) die Klägerin 

zu 2) tyrannisiert, geschlagen und vergewaltigt. Auch habe er Zigaretten auf ihrem Arm 
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ausgedrückt. Die Narben seien noch heute zu sehen. Auch die Kinder seien wieder ge-

schlagen worden, wenn sie versucht hätten, ihre Mutter zu schützen. 

Der Mann, zu dem die Klägerin zu 2) geflohen sei, habe erfahren, dass die Klägerin zu 2) 

ihn wegen der Gewalt angezeigt habe und so ihre Adresse erfahren. Er habe vor der Woh-

nung gestanden und geschrien, dass er die Klägerin zu 2) und ihre Kinder umbringen 

werde. Die Polizei habe nichts unternommen. Wieder sei also die Lage der Klägerin zu 2) 

dadurch verschlechtert worden, dass sie Hilfe bei der Polizei gesucht habe. Nachdem die 

Familie in Deutschland angekommen sei, sei das Leiden weitergegangen. In ihrer Verzweif-

lung habe die Klägerin zu 2) auch noch in Hamburg versucht, sich das Leben zu nehmen. 

Die Klägerin zu 2) sei schwer psychisch erkrankt. Sowohl das Universitätsklinikum Ham-

burg Eppendorf (UKE) wie auch das Albertinen-Krankenhaus hätten ihr eine soziale Krise 

attestiert. Nach einem erneuten Suizidversuch sei die Klägerin zu 2) zunächst als Notfall im 

UKE behandelt und im Anschluss für drei Wochen im Zentrum für Psychiatrie und Psycho-

therapie des Albertinen-Krankenhauses vollstationär behandelt worden. Nach dem Aufent-

halt im Krankenhaus aufgrund des Suizidversuches sei die Klägerin zu 2) direkt mit ihren 

Kindern in ein Frauenhaus in Hamburg gegangen. Trotz der Verfügung des Gerichts habe 

der Ehemann die Klägerin zu 2) diese kontaktiert und mit dem Tode bedroht. Er habe auf 

dem  Handy  der Tochter angerufen und gesagt, er werde seine Frau, die Klägerin zu 2), 

umbringen und dass „ihr Blut überall sein werde". Die panische Angst der Klägerin zu 2) vor 

ihrem Ehemann habe bereits zu Suizidversuchen geführt und auch tatsächlich habe er ihr 

massive Verletzungen zugefügt. 

Der Kläger zu 1) sei freiwillig ausgereist. Würde die Klägerin zu 2) ebenfalls nach Serbien 

ausreisen müssen, so wäre sie dem Kläger zu 1) schutzlos ausgeliefert. In Serbien gebe 

es keine ausreichenden Schutzmöglichkeiten für Opfer von häuslicher Gewalt. Insoweit 

wird auf die von den Klägern zitierten Erkenntnisquellen Bezug genommen (BI. 39 ff. d. A.). 

Insbesondere sei es für  Roma  schwierig, hinreichenden Schutz zu erhalten. Zwar sei die 

Klägerin zu 2) nicht als  Roma-Frau geboren worden, jedoch sei sie in einer  Roma-Familie 

aufgewachsen, spreche die Sprache der  Roma  und sei mit einem  Roma-Mann verheiratet, 

sodass nicht auszuschließen sei, dass die Repressionen auch sie treffen würden. Die Klä-

gerin zu 2) habe Todesangst vor ihrem Mann und habe auch angesichts der drohenden 

Lebensumstände in Serbien eine suizidale Krise. Selbst wenn von dem Bestehen einer 

Behandelbarkeit psychischer Erkrankungen in Serbien ausgegangen werden würde, sei es 

der Klägerin zu 2) in ihrem Zustand und ohne jegliche Unterstützung nicht möglich, eine 
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solche Behandlung zu erreichen. Zudem sei eine Gewährleistung des Kindeswohls der Klä-

ger zu 3) bis 5) unter den beschriebenen Umständen nicht möglich. Im Rahmen einer Flug-

reisetauglichkeitsuntersuchung der Klägerin zu 2) sei festgestellt worden, dass Suizidale 

Impulse bei bevorstehender Abschiebung nicht ausgeschlossen werden könnten. Sollte 

eine Abschiebung vollzogen werden, so sei die Klägerin zu 2) in dem Heimatland sofort auf 

sich allein gestellt und sie könnte auf kein familiäres Umfeld zurückgreifen. 

Auf den von der Klägerin zu 2) vorgelegten Arztbrief des Professor  Dr.  med. 

Zentrum für Psychiatrie und Psychotherapie, Albertinen-Krankenhaus Hamburg vom 25. 

November 2016 (BI. 45 ff. d. A.), die Bestätigung desselben Krankenhauses über einen 

stationären Aufenthalt der Klägerin zu 2) vom 15. Dezember 2016 (BI. 55 d. A.), das Schrei-

 

ben der Fachberatungsstelle vom 11. Januar 2017 (BI. 68 f. d. A.), die gutachterliche 

Stellungnahme der  Dr.  med. I vom 13. Dezember 2016 (BI. 71 f. d. A.), den 

Arztbrief der Asklepios Klinik Altona vom 22. Februar 2017 (BI. 79 f. d. A.), die Bescheini-

 

gung über therapeutische Maßnahmen der Heilpraktikerin für Psychothera-

 

pie, vom 30. März 2017 (BI. 96 d. A.), den fachärztlichen Bericht des  Dr.  med. 

vom 17. Februar 2018 (BI. 145 f. d. A) und den Entlassungsbrief des Asklepios West-

klinikums Hamburg vom 17. Januar 2022 (BI. 109 ff. d. A) wird verwiesen. Ebenso wird auf 

die Mitteilung über eine Inobhutname der Freien und Hansestadt Hamburg vom 2. März 

2017 betreffend die Kläger zu 3) bis 5) (BI. 95 d. A.) und auf eine Mitteilung von „Für Sozi-

ales" vom 13. Februar 2018 (BI. 147 ff. d. A.) über eine erneute Bedrohungssituation in der 

Familie verwiesen. 

Mit Beschluss vom 16. November 2016 hat das Amtsgericht Hamburg (Az. 282 F234/16, 

BI. 19 f. d. A.) beschlossen, dass es dem Kläger zu 1) untersagt sei, mit der Klägerin zu 2) 

Kontakt aufzunehmen und diese und die gemeinsamen Kinder, die Kläger zu 3) bis 5), zu 

misshandeln. Die Dauer der Anordnung wurde befristet bis zum 15. Mai 2017. Für die Be-

gründung wird auf die Gründe des Beschlusses verwiesen. 

Mit Schreiben vom 15. September 2021 und vom 3. November 2021 haben die Kläger zu 

4) und 5) jeweils ihre Klage zurückgenommen. Das Gericht hat das Verfahren jeweils inso-

weit mit Beschlüssen vom 22. September 2021 (für die Klägerin zu 4)) und vom 10. Novem-

ber 2021 (für den Kläger zu 5)) eingestellt. Hinsichtlich des Klägers zu 1) hat das Gericht 

das Verfahren mit Beschluss vom 18. April 2017 abgetrennt (neues Az.: 21 A 4703/17). Für 

die Klägerin zu 3) haben die Kläger die Klage in der mündlichen Verhandlung zurückge-

nommen. 
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Die Klägerin zu 2) beantragt, 

den Bescheid vom 6. Oktober 2016 aufzuheben, 

hilfsweise festzustellen, dass zu ihren Gunsten die Voraussetzungen des § 60 Abs. 5 

oder Abs. 7 Satz 1 AufenthG hinsichtlich Serbiens vorliegen, 

äußerst hilfsweise, die Befristung des gesetzlichen Einreise- und Aufenthaltsverbots 

gem.  § 11 Abs. 1 AufenthG auf einen kürzeren Zeitraum, der ins Ermessen des Ge-

richts gestellt wird, zu befristen. 

Aus dem schriftsätzlichen Vorbringen der Beklagten ergibt sich der Antrag, 

die Klage abzuweisen. 

Zur Begründung ihres Antrags bezieht sich die Beklagte auf die angefochtene Entscheidung 

und trägt ergänzend vor, es treffe zwar zu, dass häusliche Gewalt gegen Frauen in Serbien 

verbreitet sei. Allerdings sei eine neue nationale Strategie zur Bekämpfung häuslicher Ge-

walt im April 2021 verabschiedet worden, ein neuer nationaler Aktionsplan stehe noch aus. 

Häusliche Gewalt werde mit bis zu zehn Jahren Freiheitsstrafe geahndet. Die Gesetzeslage 

ermögliche es auch, eine einstweilige Verfügung gegen die gewaltverübende Person zu 

erwirken. Nach wie vor werde beklagt, dass es von staatlicher Seite Mängel bei der Umset-

zung der bestehenden Rechtsvorschriften gebe. Allerdings nehme die Bereitschaft der 

Frauen, Fälle häuslicher Gewalt zu melden, zu. Laut Angaben der serbischen Regierung 

gebe es 14 Notunterkünfte  („safe houses")  / Unterkünfte für Frauen, die Opfer von Gewalt 

geworden seien. Betroffene könnten sich an die Polizei, die Sozialhilfezentren der Gemein-

den oder auch an spezialisierte Nichtregierungsorganisationen wenden. Darüber hinaus 

gebe es in Serbien 24 NGOs, die rechtliche und psychologische Beratung anböten. Der 

Zugang zu Sozialversicherung und Sozialleistungen sei nur gewährleistet, wenn Personal-

dokumente und ein melderechtlich erfasster Wohnsitz vorhanden seien. Es seien Einzel-

fälle bekannt, bei denen Rückkehrenden die Anmeldung verweigert worden sei (u. a. Be-

wohner informeller Siedlungen oder aus  Kosovo  stammende Personen serbischer Staats-

angehörigkeit, die bisher lediglich in  Kosovo  gemeldet gewesen seien). Aktuell betrage der 

Grundbetrag der monatlichen Sozialhilfe für eine Einzelperson 8.781 Dinar  (ca.  74 Euro). 

Jede weitere erwachsene Person in der Familie erhalte 50 %, jedes minderjährige Famili-

enmitglied erhält 30 % des Grundbetrags. Insoweit stehe nicht beachtlich wahrscheinlich 
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zu erwarten, dass der Klägerin eine Verelendung gemäß Art. 3 EMRK drohe. Die Klägerin 

zu 2) habe die angebotene Unterbringung in einer Notunterkunft in Serbien seinerzeit be-

reits abgelehnt, möge dies auch nachvollziehbar gewesen sein. Des Weiteren dürfe reali-

 

tätsnah davon auszugehen sein, dass die Kinder und I ihrer Mutter den 

individuellen Möglichkeiten entsprechend voraussichtlich bestmöglich zur Seite stehen wür-

den, sodass sie jedenfalls auch nicht völlig auf sich allein gestellt wäre. 

Das fachärztliche Attest vom 17. Februar 2022 erscheine nur bedingt zielführend. Zumin-

dest sei dem Attest zu entnehmen, dass die Therapie bereits abgeschlossen gewesen sei. 

Anschließend sei es noch zu zwei Beratungsgesprächen und einem stationären Aufenthalt 

in der Asklepios-Klinik gekommen. Weiter heiße es, dass sich ohne Behandlung ihre de-

pressive Symptomatik, einschließlich Suizidalität, verschlechtere. Diese Verschlechterung 

seien „in wenigen Wochen bzw. sehr rasch" zu erwarten. Damit sei die Regelvermutung, 

dass der Abschiebung gesundheitliche Gründe nicht entgegenstehen, nicht widerlegt. Im 

Übrigen würden psychische Krankheiten in Serbien vorwiegend medikamentös behandelt. 

Es bestehe jedoch (wenn auch in begrenztem Umfang) auch die Möglichkeit anderer The-

rapieformen, so gebe es z. B. für die Teilnahme an Gruppenpsychotherapie Wartelisten. 

Therapiezentren existierten u. a. in  Novi Sad,  Vranje, Leskovac und Bujanovac (Südser-

bien). Ein Vorrat an etwaiger Medikation für einen längeren Zeitraum könne der Klägerin 

gegebenenfalls sicherlich mitgegeben werden. Im Übrigen bestünde in Serbien spezifische 

Programme für  Roma,  demgemäß etwa der Zugang zum Gesundheitssystem auch für nicht 

registrierte Personen eröffnet sei. 

Eine angemessene Distanz zum Ex-Mann sei bei den Rückkehrvorbereitungsmaßnahmen 

berücksichtigungsfähig und in Serbien auch dauerhaft realisierbar, was nicht zuletzt auch 

den Gesundheitszustand der Klägerin stabilisieren und fördern würde. 

Die Beteiligten haben ihr Einverständnis mit einer Entscheidung durch die Berichterstatterin 

anstelle der Kammer erklärt. 

Die Klägerin zu 2) ist im Rahmen der mündlichen Verhandlung am 15. Juni 2022 persönlich 

angehört worden. Hinsichtlich ihrer Angaben wird auf das Sitzungsprotokoll Bezug genom-

men. Wegen der weiteren Einzelheiten wird ergänzend auf die Gerichtsakten zu diesem 

Verfahren und zu den Az. 21  AE  6140/16, 21 A 4703/17, 21  AE  7256/17 und 21  AE  7996/16 
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sowie auf die Asylakten des Bundesamts und die Ausländerakten Bezug genommen, wel-

che ebenso zum Gegenstand der mündlichen Verhandlung gemacht wurden wie die mit der 

Ladung zur mündlichen Verhandlung mitgeteilten Erkenntnisquellen. 

Entscheidungsgründe 

Die Entscheidung ergeht im Einverständnis der Beteiligten durch die Berichterstatterin an-

stelle der Kammer, § 87 a Abs. 2 und 3 VwGO. Das Gericht konnte trotz Ausbleibens der 

Beklagten in der mündlichen Verhandlung verhandeln und entscheiden, da die Beklagte mit 

der Ladung auf diese Folge ihres Ausbleibens hingewiesen worden ist, § 102 Abs. 2 VwGO. 

Soweit die Klage für die Klägerin zu 3) zurückgenommen worden ist, wird das Verfahren 

gemäß § 92 Abs. 3 Satz 1 VwGO eingestellt. 

Die im Übrigen weiterverfolgte, zulässige Klage ist begründet. Der ablehnende Bescheid 

vom 6. Oktober 2016 ist rechtswidrig und verletzt die Klägerin zu 2) in ihren Rechten (§ 113 

Abs. 1 Satz 1 VwGO). Die Beklagte hat den Asylantrag der Klägerin zu 2) zwar zutreffend 

als Folgeantrag im Sinne des § 71 Abs. 1 Satz 1 AsyIG angesehen, ihn jedoch zu Unrecht 

als unzulässig abgelehnt (hierzu 1.). Die Entscheidung über die Ablehnung der Abänderung 

des Bescheides vom 7. August 2013 bezüglich der Feststellung zu § 60 Abs. 5 und Abs. 7 

Satz 1 AufenthG und die Befristung des Einreise- und Aufenthaltsverbots waren deshalb 

ebenso aufzuheben (hierzu 2.). 

1. Bei dem Asylantrag der Klägerin zu 2) handelt es sich um einen Folgeantrag (hierzu a.), 

den die Beklagte zu Unrecht als unzulässig abgelehnt hat (hierzu b.). 

a. Nach § 71 Abs. 1 Satzl AsyIG liegt ein Folgeantrag dann vor, wenn ein Ausländer nach 

Rücknahme oder unanfechtbarer Ablehnung eines früheren Asylantrags erneut einen Asyl-

antrag stellt. Die Klägerin zu 2) hat bereits unter dem Aktenzeichen 5601254-170 einen 
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Asylantrag in der Bundesrepublik Deutschland gestellt, der am 7. August 2013 bestands-

kräftig abgelehnt wurde. Nach § 71 Abs. 1 Satz 1 AsylG handelt es sich somit um einen 

Folgeantrag. 

b. Den Asylfolgeantrag der Klägerin zu 2) hat die Beklagte unzutreffend als unzulässig ab-

gelehnt. 

Nach § 71 Abs. 1 Satz 1 AsylG ist im Falle eines Folgeantrags ein weiteres Asylverfahren 

nur durchzuführen, wenn die Voraussetzungen des § 51 Abs. 1 bis 3 VwVfG vorliegen. 

Nach § 51 Abs. 1 Nr. 1 VwVfG hat die Behörde auf Antrag des Betroffenen über die Ände-

rung eines unanfechtbaren Verwaltungsaktes zu entscheiden, wenn sich die dem Verwal-

tungsakt zugrundeliegende Sach- oder Rechtslage nachträglich zugunsten des Betroffenen 

geändert hat. Eine Änderung zugunsten des Betroffenen liegt dann vor, wenn eine ihm 

günstigere Entscheidung objektiv ernsthaft in Betracht kommt, was nur der Fall ist, wenn 

die Änderungen entscheidungserhebliche Umstände betreffen (vgl. BVerwG, Beschl. v. 

20.8.2012, 3 PKH 2/12, juris Rn. 5). Dabei genügt es, wenn der Betroffene eine Änderung 

der allgemeinen politischen Verhältnisse oder Lebensbedingungen im Heimatstaat oder der 

sein persönliches Schicksal bestimmenden Umstände im Verhältnis zu der früheren Asyl-

entscheidung zugrunde gelegten Sachlage glaubhaft und substantiiert vorträgt (vgl. 

BVerfG, Kammerbeschl. v. 4.12.2019, 2 BvR 1600/19. juris Rn. 20). Der Antrag ist gemäß 

§ 51 Abs. 2 VwVfG nur zulässig, wenn der Betroffene ohne grobes Verschulden außer 

Stande war, den Grund für das Wiederaufgreifen in dem früheren Verfahren geltend zu 

machen. Nach § 51 Abs. 3 VwVfG muss der Antrag binnen drei Monaten gestellt werden, 

wobei die Frist mit dem Tag beginnt, an dem der Betroffene von dem Grund für das Wie-

deraufgreifen Kenntnis erhalten hat. 

Maßstab der gerichtlichen Prüfung sind nur die Wiederaufgreifensgründe, die von 

den Klägern geltend gemacht werden. Geht es um die Frage, ob der Folgeantrag 

gemäß § 71 AsyIG wegen einer nachträglichen Änderung der Sach- oder Rechtslage zu-

gunsten des Betroffenen zulässig ist, genügt es, wenn der Asylbewerber eine Änderung der 

allgemeinen politischen Verhältnisse oder Lebensbedingungen im Heimatstaat oder der 

sein persönliches Schicksal bestimmenden Umstände im Verhältnis zu der der früheren 

Asylentscheidung zugrunde gelegten Sachlage glaubhaft und substantiiert vorträgt. Es ge-

nügt mithin schon die Möglichkeit einer günstigeren Entscheidung aufgrund der geltend ge-

machten Wiederaufgreifensgründe. Nicht von Bedeutung ist, ob der neue Vortrag im Hin-

blick auf das glaubhafte persönliche Schicksal des Klägers sowie unter Berücksichtigung 
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der allgemeinen Verhältnisse im angeblichen Verfolgerland tatsächlich zutrifft, die Verfol-

gungsfurcht begründet erscheinen lässt und die Annahme einer relevanten Verfolgung 

rechtfertigt. Diese Prüfung hat im Rahmen eines neuen, mit den Verfahrensgarantien des 

Asylgesetzes ausgestatteten materiellen Anerkennungsverfahrens zu erfolgen. Lediglich 

wenn das Vorbringen des Klägers zwar glaubhaft und substantiiert, jedoch von vornherein 

nach jeder vertretbaren Betrachtungsweise ungeeignet ist, zur Asylberechtigung bezie-

hungsweise zur Zuerkennung internationalen Schutzes zu verhelfen, darf der Folgeantrag 

als unzulässig abgelehnt beziehungsweise die Unzulässigkeitsentscheidung gerichtlich be-

stätigt werden (vgl. zum Ganzen BVerfG, Beschl. v. 4.12.2019, 2 BvR 1600/19, juris, 

Rn. 20 f.). 

Die Klägerin zu 2) hat Wiederaufgreifensgründe geltend gemacht, aufgrund derer eine 

günstigere Entscheidung über ihren Asylantrag möglich wäre: 

Zwar ergeben sich aus der schriftlichen Folgeantragsbegründung, in der die Klägerin zu 2) 

lediglich geltend gemacht hat, wegen Schulden ihr Haus verloren zu haben, keine Wieder-

aufgreifensgründe. Eine veränderte Sachlage liegt jedoch im Hinblick auf den Vortrag der 

Klägerin zu 2) im gerichtlichen Verfahren und insbesondere in der mündlichen Verhandlung 

vor. Insoweit hat die Klägerin detailreich schriftlich dargelegt, durch ihren Ehemann erheb-

lich bedroht und misshandelt worden zu sein. Für den Wahrheitsgehalt ihres Vorbringens 

spricht insbesondere die mit Beschluss des Amtsgerichts Hamburg vom 16. November 

2016 beschlossene Gewaltschutzanordnung, mit welcher das Amtsgericht dem Ehemann 

der Klägerin zu 2) untersagt hat, sich ihr und ihren Kindern zu nähern und sie zu misshan-

deln. Darüber hinaus hat die Klägerin zu 2) in der mündlichen Verhandlung glaubhaft und 

schlüssig geschildert, weiterhin Bedrohungen durch ihren Ehemann ausgesetzt zu sein und 

dass dieser auch über die Kinder versucht, zu ihr Kontakt aufzunehmen und ihren Aufent-

haltsort in Erfahrung zu bringen, zuletzt vor etwa zwei bis drei Monaten. 

Aufgrund dieses Vortrages dürfte zwar keine Zuerkennung der Flüchtlingseigenschaft ob-

jektiv ernsthaft in Betracht kommen, denn die geschilderte Bedrohung durch den Ehemann 

der Klägerin zu 2) stellt ein kriminelles Unrecht dar, das keinen Bezug zu einem der in § 3 

Abs. 1 AsyIG genannten Verfolgungsgründe aufweist. Jedoch erscheint die Zuerkennung 

des subsidiären Schutzstatus gemäß § 4 AsylG jedenfalls möglich. 

Nach § 4 Abs. 1 Satz 1 AsylG ist ein Ausländer subsidiär Schutzberechtigter, wenn er stich-

haltige Gründe für die Annahme vorgebracht hat, dass ihm in seinem Herkunftsland ein 
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ernsthafter Schaden droht. Als ernsthafter Schaden gilt nach § 4 Abs. 1 Satz 2 AsyIG die 

Verhängung oder Vollstreckung der Todesstrafe (Nr. 1), Folter oder unmenschliche oder 

erniedrigende Behandlung oder Bestrafung (Nr. 2) oder eine ernsthafte individuelle Bedro-

hung des Lebens oder der Unversehrtheit einer Zivilperson infolge willkürlicher Gewalt im 

Rahmen eines internationalen oder innerstaatlichen bewaffneten Konflikts (Nr. 3). 

Erforderlich ist die tatsächliche Gefahr eines ernsthaften Schadens (§ 4 Abs. 3 Satz 2 

AsyIG). Dabei kann die Gefahr eines ernsthaften Schadens gemäß § 4 Abs. 3 Satz 1 i.V.m. 

§ 3c AsyIG sowohl vom Staat oder Parteien oder Organisationen, die den Staat oder einen 

wesentlichen Teil des Staatsgebiets beherrschen, ausgehen, als auch von nichtstaatlichen 

Akteuren, sofern die vorgenannten Akteure einschließlich internationaler Organisationen 

erwiesenermaßen nicht in der Lage oder nicht willens sind, im Sinne des § 3d AsyIG Schutz 

vor einem ernsthaften Schaden zu bieten, und dies unabhängig davon, ob in dem Land eine 

staatliche Herrschaftsmacht vorhanden ist oder nicht. 

Die Gewährung subsidiären Schutzes kommt jedoch gemäß § 4 Abs. 3 Satz 1 i.V.m. § 3e 

Abs. 1 AsyIG nicht in Betracht, wenn für den Ausländer in einem Teil seines Herkunftslan-

des nicht die tatsächliche Gefahr eines ernsthaften Schadens besteht oder er Zugang zu 

Schutz vor der Gefahr eines ernsthaften Schadens hat und er sicher und legal in diesen 

Landesteil reisen kann, dort aufgenommen wird und vernünftigerweise erwartet werden 

kann, dass er sich dort niederlässt. 

Aufgrund des glaubhaften und substantiierten neuen Sachvortrages der Klägerin zu 2) 

kommt eine günstigere Entscheidung hinsichtlich des subsidiären Schutzstatus objektiv 

ernsthaft in Betracht. Ihr Vortrag bietet hinreichende Anhaltspunkte dafür, dass ihr durch 

ihren Ehemann ein ernsthafter Schaden droht, denn er hat ihr ausweislich ihres schlüssigen 

Vortrages bereits in der Vergangenheit ernsthaften körperlichen Schaden zugefügt und es 

bestehen. Anhaltspunkte dafür, dass weitere Misshandlungen oder gar die Tötung der Klä-

gerin beabsichtigt sind. 

Im Fall der Klägerin zu 2) bestehen überdies Anhaltspunkte dafür, dass entgegen der An-

nahme, die serbischen Sicherheitskräfte seien im Sinne des § 3d AsyIG grundsätzlich in 

der Lage, Schutz vor Übergriffen nichtstaatlicher Akteure zu bieten (vgl. VG Oldenburg, 

Beschl. v. 1.7.2020, 7 B 1683/20, juris, Rn. 26), dies ausnahmsweise nicht der Fall sein 

könnte. Denn die Klägerin zu 2) hat sich nach ihren glaubhaften Angaben in der mündlichen 

Verhandlung bereits an die Polizei in Serbien gewandt, ohne dass sie Schutz erhalten hätte. 
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Hinzu kommt, dass sie ihrem Ehemann die gemeinsamen Kinder vorenthält, sodass nicht 

auszuschließen wäre, dass ihr seitens der Polizei eine Strafverfolgung aufgrund einer Kin-

desentführung drohen könnte, im Rahmen derer der Ehemann Zugriff auf die Klägerin zu 2) 

erhalten könnte. Die Klägerin hat auch schlüssig vorgetragen, dass es ihr nicht möglich 

wäre, in einem Frauenhaus Schutz zu finden, weil ihr nicht erlaubt werden würde, ihren 14-

jährigen Sohn dort ebenfalls unterzubringen und sie diesen somit in die Obhut andere Per-

sonen oder des Vaters geben müsste. Letzteres würde jedoch sowohl die Klägerin zu 2) 

als auch deren Sohn einer erheblichen Gefährdung aussetzen. 

Auch hinsichtlich des Nichtvorliegens einer internen Fluchtalternative im Sinne des § 3e 

Abs. 1 AsyIG hat die Klägerin zu 2) jedenfalls schlüssig vorgetragen, dass ihr Ehemann in 

Serbien gut vernetzt ist und sie überdies gezwungen wäre, jedenfalls vorübergehend in ihr 

Heimatdorf zurückzukehren, um die für die Registrierung in Serbien erforderlichen Doku-

mente dort zu erhalten. Insoweit hat sie in der mündlichen Verhandlung angegeben, bei der 

lokalen Verwaltung in ihrem Heimatort erst nach der Geburt ihres ersten Kindes als Flücht-

ling registriert worden zu sein, nachdem sie zunächst die mazedonische Staatsangehörig-

keit gehabt habe."Ihre Registrierungsnummer sei dieser Verwaltung zugeordnet. Darüber 

hinaus hat sie geschildert, dass sich alle Dokumente ihres Sohnes, des Klägers zu 5), bei 

dem Vater befänden bzw. bei der lokalen Verwaltung neu beantragt werden müssten und 

dass sie mit ihrem Ehemann das gemeinsame Sorgerecht für ihren Sohn inne habe, sodass 

sie nicht in der Lage wäre, diesen in Serbien zu registrieren und beispielsweise in der 

Schule anzumelden, ohne dass die die Zustimmung des Vaters einholen müsste und 

dadurch zumindest zeitweise ihren Aufenthaltsort preisgeben müsste. 

Hat sich nach alledem die Sachlage im Sinne von § 51 Abs. 1 Nr. 1 VwVfG zugunsten der 

Klägerin zu 2) nachträglich geändert, liegen auch die übrigen Voraussetzungen für die 

Durchführung eines weiteren Asylverfahrens vor. Anhaltspunkte für ein grob schuldhaft ver-

spätetes Geltendmachen des maßgeblichen Wiederaufgreifensgrundes nach § 51 Abs. 2 

VwVfG bestehen nicht. Die Klägerin zu 2) hat den Asylfolgeantrag zunächst gemeinsam 

mit ihrem Mann gestellt. Es zur Überzeugung des Gerichts nicht grob schuldhaft, dass diese 

erst nach der Trennung von dem Ehemann von dessen Misshandlungen berichtet hat. Es 

ist vorliegend unerheblich, dass die Klägerin zu 2) ihren Wiederaufgreifensantrag nicht in-

nerhalb von drei Monaten gestellt hat. Zwar muss der Wiederaufgreifensantrag nach § 51 

Abs. 3 VwVfG innerhalb einer Frist von drei Monaten ab Kenntnis des Grundes für das 

Wiederaufgreifen des Verfahrens gestellt werden. Aufgrund des Anwendungsvorrangs des 

Unionsrechts ist das Gericht allerdings an einer Anwendung von § 71 Abs. 1 Satz 1 AsylG 
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i.V.m. § 51 Abs. 3 VwVfG gehindert (VG Saarlouis, Urt. v. 14.4.2022, 6 K 703/20, juris, Rn. 

39 ff.). 

Vor diesem Hintergrund war eine Entscheidung über den hilfsweise gestellten Beweisan-

trag der Klägerin zu 2) nicht mehr angezeigt. 

2. Da die Entscheidung, ein weiteres Asylverfahren nicht durchzuführen, auf die Anfech-

tungsklage hin aufgehoben wird, ist auch die unter Ziffer 2 des Bescheides verfügte Ableh-

nung der Abänderung des Bescheides vom 7. August 2013 hinsichtlich des Nichtvorliegens 

von Abschiebungsverboten aufzuheben, denn auch insoweit liegen aus den unter 1. ge-

nannten Gründen Wiederaufgreifensgründe im Sinne des § 51 Abs. 1 VwVfG vor. Damit ist 

auch der Befristungsentscheidung gemäß § 11 Abs. 1 AufenthG, die an eine aufgrund der 

Abschiebungsandrohung in dem Bescheid vom 7. August 2013 durchzuführende Abschie-

bung anknüpft, die rechtliche Grundlage entzogen. 

Die Kostenentscheidung folgt aus § 83b AsyIG und §§ 154 Abs. 1, 155 Abs. 2 VwGO. Die 

Entscheidung zur vorläufigen Vollstreckbarkeit beruht auf § 167 Abs. 1 Satz 1, Abs. 2 VwGO 

i.V.m. §§ 708 Nr. 11, 711, 709 Satz 2 ZPO. 

Dr. Gößmann 

  

Für die Richtigkeit der Abschrift 
Hamburg, den 22.06.2022 

Breidenbach 
als Urkundsbeamtin der Geschäftsstelle 
Durch maschinelle Bearbeitung beglaubigt —
ohne Unterschrift gültig. 
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